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Anfrage in der Fragestunde der Fraktion der CDU 
 
 
 
 
Verwendung von Haushaltsmitteln im Zuwendungsrecht zum Ende des Haushalts-
jahres – Vorziehen von Projekten zur Vermeidung von Rückzahlungen? 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Welche haushaltsrechtlichen Vorgaben gelten für das Sozialressort in Bezug auf den 
Umgang mit Haushaltsmitteln, die bis zum Ende eines Haushaltsjahres nicht verausgabt 
wurden und grundsätzlich zurückgezahlt werden müssten? 
 

Gibt es nach Kenntnis des Senats im Zuständigkeitsbereich des Sozialressorts 
Fälle, in denen kurzfristig Projekte vorgezogen oder Ausgaben ausgelöst wurden, 
um Mittelrückflüsse zum Haushaltsende zu vermeiden – wie es etwa im Rech-
nungshofbericht zum Projekt „Housing First“ kritisiert wurde? 

 
Wie stellt der Senat sicher, dass solche Projektvorziehungen nicht gegen haus-
haltsrechtliche Prinzipien verstoßen und bei Bedarf transparent nachvollzogen 
werden können? 

 
Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 


